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Lieber ein
Heimfall als
ein Göldifall
Von Ruedi Hertach

Nicht der Göldifall gab gestern zu
reden, sondern der Heimfall. So ist
eben, zum Erstaunen auswärtiger
Medien, der Glarner Landrat.Was
klar ist, winkt er nüchtern durch –
und spätestens seit dem 7. Novem-
ber 2007 war ja der Göldifall klar.
Damals hatte man schicklich ge-
stritten und dann eher mager für
die Rehabilitierung gestimmt.Was
wollte man jetzt noch lange reden?
Hauptsache, das Radio konnte zu-
letzt melden, der Landrat habe der
armen Frau «einstimmig» zur spä-
ten Gerechtigkeit verholfen (man
tat es zwar stillschweigend, also
ohne eine Hand zu rühren).Auch
120 000 Franken ans Göldi-Fest-
spiel habe der Landrat gewährt,
meldete das Radio dann netterwei-
se noch (doch das war inWirklich-
keit die Regierung gewesen). Beim
Landrat jedenfalls liegt der Göldi-
fall nun im Aktenschrank.

Der Heimfall bleibt komplexer, da
geht es um Rappen, und erst noch
um Kilowattstunden. Die Frage
lautet, ob Kraftwerke nach ihrer
Konzessionsdauer an die öffentli-
che Hand (also eben «heim») fal-
len sollen, wenn ja an welche
Hand und unter welchenVoraus-
setzungen. Konkret war das zwar
«nur» für das eher kleine Kraft-
werk am Sernf zu entscheiden.
Doch man sah dies als Präjudiz
oder versuchte, frühere Präjudi-
zien auszugraben respektive auf
das spätere neueWasserrecht zu
verweisen. In den Hinterköpfen
waren dabei grössere Kraftwerke,
deren Behandlung teils noch in der
Schublade liegt. Im vorliegenden
Fall beschloss man eine Art Light-
Heimfall, der nur einträte, wenn
dasWerk bis dahin seinen öffentli-
chen glarnerischen Betreiberhän-
den entglitte. In diesem Fall käme
laut gestrigem Beschluss mehrheit-
lich die betreffende Gemeinde
zum Zuge – und nicht der Kanton,
weil man offenbar annimmt, bis in
80 Jahren könnte unser Klein- von
einem Grosskanton verschluckt
worden sein. Das werden wir ja
dann sehen, in 80 Jahren.Wenn
schon, so meinten gestern die
meisten, dann lieber einen Heim-
fall als neuerdings einen Göldifall.

APROPOS

Anna Göldi ist rehabilitiert
Über die Rehabilitation der
«letzten Hexe Europas» wurde
gestern nicht mehr diskutiert.
Der Landrat stand einstimmig
hinter dem von Regierung und
Landeskirchen vorgelegten
Rehabilitierungsbeschluss.

Von Claudia Kock Marti

Glarus. – Der Landrat beschlossAnna
Göldi als nicht schuldig zu erklären. Im
Prozess von 1782 vor dem Evangeli-
schen Rat war die Magd wegen angeb-
licher Vergiftung zum Tode verurteilt
worden. Das Parlament anerkannte
nun, dass das Urteil «in einem nicht
rechtmässigenVerfahren zu Stande ge-
kommen war und Anna Göldi Opfer
eines Justizmordes wurde.»

«Symbolfigur und Mahnmal»
Laut Regierung wird Anna Göldi als
Symbolfigur und Mahnmal weiterle-
ben. Mit der Korrektur des vor 226
Jahren geschehenen Unrechts setze
man Zeichen, sagte Ratspräsident
Rolf Hürlimann.

Antragsteller Fritz Schiesser (FDP,
Haslen) nahm dankend Stellung. Die
Regierung erfülle die vom Rat im No-
vember überwiesene Motion hervor-
ragend. Erfreulich sei, dass beide Lan-
deskirchen mit ihrer Teilnahme eben-
falls Zeichen – auch für einen anderen
Umgang mit den Menschen in der heu-
tigen Zeit – setzten. Das grosse öffent-
liche Interesse anAnna Göldi habe ihn
immer wieder erstaunt, so Schiesser. Grosses mediales Interesse am Fall Anna Göldi: Ihre Rehabilitation wird im Landrat nicht mehr debattiert. Bild Pascal Landert

Glarner Sozialinspektor in Auftrag gegeben
Alle ausser den Grünen waren
gestern im Landrat für einen
Sozialinspektor. Ein spezieller
Übertretungstatbestand gegen
Missbräuche in der Sozialhilfe,
wie ihn die SVP zudem wollte,
sei hingegen nicht zielführend,
meinte die Ratsmehrheit.

Von Ruedi Hertach

Glarus. –Viererlei hatte die SVP in ih-
rer Verschärfungsmotion zum Sozial-

hilfegesetz ver-
langt. Zwei Punk-
te liess sie nun auf
Regierungsemp-
fehlung fallen.
Beim dritten (Ein-
führung eines So-
zialinspektors)
zeigte sich Peter
Rothlin (SVP,
Oberurnen) er-
freut, dass auch
die Exekutive da-
für sei. Hingegen
bedauerte er den

Regierungswiderstand gegen den
vierten Punkt, also die Schaffung ei-
nes speziellen Übertretungstatbe-
standes im Sozialhilfegesetz: In an-
dern Gesetzen kenne man das auch.
Auch SP-Professor Jositsch sage, sol-
che Regeln seien notfalls mit Strafen
durchzusetzen.

Ganz dagegen – teilweise dafür
Gegen die ganze SVP-Motion samt

Sozialinspektor
sprach Margreet
Vuichard (Mollis)
namens der Grü-
nen. Gewiss seien
Missbräuche zu
bekämpfen, aber
ein Sozialin-
spektor sei unver-
hältnismässig. Zu-
erst solle man
jetzt die Erfah-
rungen mit dem
neuen Kontroll-
system seit der

Kantonalisierung des Sozialwesens
abwarten.

Christoph Zür-
rer (Mollis) er-
klärte, die SP sei
auf Regierungs-
kurs (wobei man
den Missbrauch
auch dort be-
kämpfen sollte,
wo der Staat Geld
einnehme). Durch
einen Sozialin-
spektor lasse sich
hoffentlich die
Polemik zur Sozi-

alhilfe abbauen. Die Funktion solle
aber nicht privat vergeben werden

und sei eventuell
zu befristen, bis
man sehe, ob sie
sich lohne. Abzu-
lehnen sei ein
Übertretungstat-
bestand: Er brin-
ge einen über-
mässigen Auf-
wand, und es sei
fraglich, ob ent-
sprechende Bus-
sen einbringlich
wären.

Auch Fredo
Landolt (CVP, Näfels) war für einen
Sozialinspektor, fragte sich aber, ob es
einenVolljob brauche.

Marco Hodel (CVP, Glarus) nannte
aus langer Er-
fahrung den
grössten Teil der
Sozialhilfebezü-
ger ehrlich. Für
unliebsame Aus-
nahmen aber sei
das heutige Ge-
setz eine gute
Handlungsbasis;
da werde durch-
aus nicht blind-
lings Geld aus-
gezahlt. Auch
spiele immer

noch die private Sozialkontrolle.
Peter Rothlin bestand auf dem

Übertretungstatbestand; wie man
denn sonst dem Steuerzahler erklä-
ren wolle, dass es das bei ihm brau-
che, bei Sozialhilfebezügern aber
nicht?

«Prävention und Vertrauensbildung»
Frau Landammann Marianne Dürst
nannte drei Gründe, die für einen So-

zialinspektor
sprächen: erstens
die Präventivwir-
kung, zweitens ei-
ne (allerdings
nicht zu über-
schätzende) Kos-
tenersparnis und
drittens die Stär-
kung des Vertrau-
ens in die Sozial-
hilfe. Über das ge-
naue Stellenmo-

dell könne der Landrat reden, wenn
dann die Gesetzesvorlage komme.

Ein spezieller Übertretungstatbe-
stand in der Sozialhilfe erübrige sich
angesichts der allgemeinen Straftat-
bestände (Betrug und dergleichen).
Sinnvoller sei es im Übrigen, in den
VerfügungenAuflagen zu machen, für
deren Nichteinhaltung man Leis-
tungskürzungen androhe, erläuterte
die Sozialministerin – worauf der Re-
gierungs- auch zum Landratskurs
wurde: Mit klarem Mehr wurde ein
Übertretungstatbestand abgelehnt,
mit grossem Mehr jedoch ein Sozial-
inspektor befürwortet.

Glarus. – Die meisten andern Vor-
stösse, die der Landrat gestern be-
handelte, gaben wenig zu reden.
■ Die FDP war zufrieden mit der be-
steuerungslindernden Regierungs-
weisung zum Bereich Freiwilligen-
arbeit; ihre Motion «Lohnausweis
untergräbt Milizsystem» ging ad
acta.
■ Die SP war einverstanden mit der
Fristerstreckung für ihreWasserzin-
sen-Motion; sie soll aber laut Bau-
direktor Röbi Marti nicht auf das
umstrittene Wassergesetz warten
müssen, sondern nur noch auf die
Energiegesetzrevision, die bereits
auf die Landsgemeinde 2009 kom-
men soll.
■ Georg Staubli (SVP, Niederurnen)
verlas die Reaktion des verhinder-
ten Hasler Kollegen Werner Hösli
zur Regierungsantwort, die er auf
seine Interpellation über Nach- und
Winterjagd erhalten hatte. Hörfeh-
ler vorbehalten, wurde darin die
Regierungshaltung als verharmlo-
send gerügt; dieTiere würden unnö-
tigem Kräfteverschleiss ausgesetzt,
was «weder im Interesse desWildes
noch des Regierungsrates» liege.
Dieser möge sich lernfähig zeigen.

Keine Wellen warf das Jahreser-
gebnis der kantonalen Pensionskas-
se. Ihr Präsident Peter Zentner
(FDP, Matt) nannte die Kasse ge-

sund mit überdurchschnittlichem
Deckungsgrad. Von der Aktienflau-
te sei auch sie betroffen, aber do-
siert.

Nachjassen musste man noch
zum Sozialstützpunkt Nord in Nä-
fels: Da hatte der Landrat Zusatz-
aufschlüsse gefordert zu den
450 000 Franken, die im Mehrjah-
res-Hochbauprogramm für Erdge-
schoss-Sanierung und Aussenreno-
vation aufgetaucht waren. Paul Hös-
li (CVP, Niederurnen) rügte erneut,
dass man diesen Posten bei der ur-
sprünglichen Erwerbs- und Sanie-
rungsvorlage dem Landrat unter-
schlagen habe. Sonst wäre der knap-
pe Entscheid zum Standort Näfels
eventuell anders ausgefallen, mein-
te Hösli. Hans Peter Spälti (SP, Nets-
tal) beanstandete konkreteVergabe-
praktiken bei der erfolgten Sanie-
rung; dazu wolle seine Hochbau-
kommission nähere Auskunft. Die
habe er ihr bereits zugesichert, er-
klärte Baudirektor Röbi Marti, der
das Dossier geerbt hatte. Es sei ihm
versichert worden, dass man den
Landrat nicht habe im Unklaren las-
sen wollen. Das Einladungsverfah-
ren bei der Mehrzahl der Aufträge
sei dringlichkeitshalber nötig gewe-
sen. Die Fassade sei nicht pressant
und unterliege erneuter landrätli-
cher Genehmigung. (rh)
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